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Drittmittelrichtlinie der Ostfalia Hochschule für angewandte Wissenschaften 

– Hochschule Braunschweig/Wolfenbüttel 

Bekanntmachung des Präsidiumsbeschlusses vom 08.07.2024 

 
1. Geltungsbereich/Vorwort 

(1) Zu den Aufgaben der Hochschulen zählt nach § 3 I Nieder-
sächsisches Hochschulgesetz (NHG) die Forschung. Für 
die Fachhochschulen wird in § 3 IV NHG zudem die praxis-
nahe Forschung und Entwicklung genannt. Gemäß § 22 I 1 
NHG sind die in der Forschung tätigen Mitglieder der Hoch-
schule berechtigt, im Rahmen ihrer dienstlichen Aufgaben 
Forschungsvorhaben durchzuführen, die aus Mitteln Dritter 
finanziert werden. 

(2) Diese Drittmittelrichtlinie regelt das Verfahren zur Einwer-
bung und Verwaltung von Drittmitteln in Bezug auf Projekte 
durch die Mitglieder der Ostfalia Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften – Hochschule Braunschweig/Wol-
fenbüttel (im Folgenden Ostfalia). 

(3) Ungeachtet der rechtlichen Rahmenbedingungen dient 
diese Drittmittelrichtlinie dazu, den Prozess von der Einwer-
bung bis zur Verwendung von Drittmitteln an der Ostfalia zu 
regeln. Sie ersetzt nicht die rechtskonforme Anwendung der 
entsprechenden Vorschriften und ist gegliedert in die ein-
zelnen Projektphasen (Projekteinwerbung, Projektbewilli-
gung, Projektstart, Projektdurchführung, Projektabrech-
nung). Im Zentralen Ostfalia Informationssystem (ZOIS) 
werden die Prozesse jeweils visualisiert abgebildet. 

2. Begriffsbestimmungen 

2.1 Drittmittel: 

(1) Gemäß Definition des Statistischen Bundesamtes handelt 
es sich bei Drittmitteln um Mittel, die zur Förderung von 
Forschung und Entwicklung sowie des wissenschaftlichen 
Nachwuchses und der Lehre zusätzlich zum regulären 
Hochschulhaushalt (Grundhaushalt) von öffentlichen oder 
privaten Stellen eingeworben werden. Drittmittel können 
der Hochschule selbst, einer ihrer Einrichtungen (z. B. Fa-
kultäten, Instituten) oder einzelnen Wissenschaftler*innen 
im Hauptamt zur Verfügung gestellt werden. 

(2) Grundsätzlich werden Drittmittel in Hochschulen in wirt-
schaftliche (gewerbliche Drittmittelprojekte) und nicht-wirt-
schaftliche (öffentlich geförderte Drittmittelprojekte/Antrags-
forschung) Drittmittel unterteilt. Danach richtet sich auch, 
welche Prozesse bei der Einwerbung und Bewirtschaftung 
der Drittmittel zu berücksichtigen sind. 

2.2 Antragsforschung: 

Antragsforschung auf Zuwendungsbasis (= Antragsforschung) ist 
die von Dritten finanzierte unabhängige Forschung und Entwick-
lung zur Erweiterung des Wissens und des Verständnisses. Die 
Drittmittelgeber fördern die Projekte uneigennützig. Schutz-, Ur-
heber-, Nutzungs- und Verwertungsrechte verbleiben bei der 
Hochschule. Die Forschungsergebnisse können grundsätzlich 

ohne Zustimmung der Mittelgeberin/des Mittelgebers veröffent-
licht werden. Hierzu getroffene Regelungen in den Zuwendungs-
bescheiden bzw. Nebenbestimmungen sind zu beachten. 

2.3 Auftragsforschung: 

(1) Auftragsforschung und die Anwendung gesicherter Erkennt-
nisse auf Angebotsbasis ist die Erbringung von Leistungen 
für externe Empfänger*innen. In Abgrenzung zur Anwen-
dung gesicherter Erkenntnisse ist Forschung in der steuer-
rechtlichen Definition eine geistige Tätigkeit mit dem Ziel, in 
methodischer, systematischer und nachprüfbarer Weise 
neue Erkenntnisse zu gewinnen (= Auftragsforschung). Die 
Leistung, die die/der Auftraggeber*in erhält, ist im Ergebnis 
offen. 

(2) Die Auftragsforschung erfolgt im Rahmen der wirtschaftli-
chen Tätigkeit der Ostfalia und unterliegt der Besteuerung 
und nach dem Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur 
Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation 
(EU-Beihilferahmen) vom 27.06.2014 der Pflicht zur Erhe-
bung der Vollkosten. 

3. Regelungen zum Personal 

(1) Zur Durchführung eines Forschungsvorhabens kann zu-
sätzliches Personal eingestellt und aus den für das For-
schungsvorhaben vorhandenen Mitteln vergütet werden, 
sofern der Finanzierungsplan oder die Kalkulation Ansätze 
dafür vorsehen. 

(2) Drittmittelpersonal, das im Rahmen des Forschungspro-
jekts hauptberuflich tätig wird, ist als Hochschulmitarbei-
ter*in einzustellen. Der Einstellungsvorgang richtet sich 
nach den Vorgaben des Personaldezernats. Die Drittmittel 
müssen sämtliche Personalkosten sowie Personalneben-
kosten decken. Zu den Personalkosten gehören die Kosten 
für das unmittelbar auftragsbezogen eingestellte Personal 
(Drittmittelpersonal) und ggf. die Kosten aller weiteren Per-
sonen, die an der Erfüllung der Aufträge beteiligt sind in 
dem Umfang, der sich aus den Zeitaufschreibungen ergibt 
– in gewerblichen Drittmittelprojekten zuzüglich eines jähr-
lich vom Präsidium festgesetzten Gemeinkostenzuschlags. 

(3) Die Arbeitsverträge mit Drittmittelbediensteten sind zu be-
fristen, soweit die jeweils anzuwendenden arbeitsrechtli-
chen Vorschriften dies zulassen. Im Arbeitsvertrag ist aus-
drücklich auf die Abhängigkeit des Beschäftigungsverhält-
nisses von der Drittmittelfinanzierung hinzuweisen. Die Ein-
stellung erfolgt durch das Personaldezernat (Dezernat 2). 
Für den Abschluss befristeter Arbeitsverträge gelten die all-
gemeinen arbeitsrechtlichen Bestimmungen. 
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(4) Der Zuwendungsempfänger, d. h. die Ostfalia, darf seine 
Beschäftigten nicht besserstellen als vergleichbare Landes-
bedienstete (= Besserstellungsverbot). Es dürfen daher 
keine günstigeren Arbeitsbedingungen vereinbart werden, 
als sie für Arbeitnehmer*innen des Landes Niedersachsen 
jeweils vorgesehen sind. 

4. Regelungen zur Bewirtschaftung öffentlich geförderter 
Drittmittelprojekte (Antragsforschung) 

4.1 Projekteinwerbung/Projektbewilligung: 

(1) Um die Einhaltung der spezifischen Richtlinien der jeweili-
gen Drittmittelgeber gewährleisten zu können, werden die 
Wissenschaftler*innen bei der Beantragung von Fördermit-
teln vom Wissens- und Technologietransfer der Ostfalia 
(WTT) unterstützt. 

(2) Im Finanzierungsplan ist klar darzulegen, welche Kosten 
aus Drittmitteln und welche ggf. aus Haushaltsmitteln als 
Eigenleistung (z. B. in Form bereitgestellten Personals) er-
bracht werden. Nach Möglichkeit sind zu erwartende Tarif-
steigerungen im Finanzierungsplan einzuplanen. Hierzu 
sind die spezifischen Richtlinien der jeweiligen Drittmittelge-
ber zur Antragsstellung zu berücksichtigen. 

(3) Die Einbindung des WTT vor der Antragstellung ist bei öf-
fentlich geförderten Projekten obligatorisch. Jeder Antrag, 
sofern im Antragsverfahren vorgesehen auch die Einrei-
chung einer Projektskizze, ist vor Versendung an den Dritt-
mittelgeber mit einer Frist von mindestens zwei Wochen vor 
dem Termin zur Einreichung bei dem Zuwendungsgeber 
dem WTT vorzulegen. Der WTT prüft, welche Verpflichtun-
gen die Hochschule mit der Akzeptanz der Bedingungen 
des Drittmittelgebers eingehen würde und bindet ggf. wei-
tere Stellen (z. B. Justiziariat, Dezernat 1) in die Prüfung 
ein. Erst nach dieser Prüfung kann der Antrag vom WTT 
dem Präsidium zur Unterzeichnung vorgelegt werden. 

(4) Mit der Vorlage der Antragsunterlagen durch den WTT beim 
Präsidium gilt das Projekt als angezeigt (§ 22 I 2 NHG). 

(5) Der Zuwendungsbescheid und die maßgeblichen Unterla-
gen (insbesondere Antrag und Finanzierungsplan) sind un-
mittelbar nach Eingang den Dezernaten 1 und 2 zuzuleiten. 
Weicht der Bescheid inhaltlich und/oder hinsichtlich des fi-
nanziellen Umfangs vom Antrag ab, so muss von der Pro-
jektleitung und dem WTT geprüft werden, ob und ggf. unter 
welchen veränderten Bedingungen das Projekt durchge-
führt werden kann. Die Hochschulleitung ist zu informieren 
und erklärt im Einvernehmen mit der Projektleitung die An-
nahme des Zuwendungsbescheides, d. h. in der Regel den 
Rechtsbehelfsverzicht. 

(6) Anträge der Projektleitung an die Geldgeberin/den Geldge-
ber auf rechtsmodifizierende oder finanzwirksame Änderun-
gen oder Änderungen der Laufzeit des Drittmittelprojekts 
sind grundsätzlich unter Beteiligung des Dezernats 1 an die 
Geldgeberin/den Geldgeber zu leiten. 

4.2 Projektstart/Projektdurchführung: 

(1) Die Projektleitungen sorgen für die Einhaltung der jeweili-
gen Bedingungen des Zuwendungsbescheides. Insbeson-
dere sind sie für eine zweckentsprechende Verwendung 
der Zuwendungen unter Beachtung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften des Zuwendungsgebers sowie des 
Landes Niedersachsen und der hochschulinternen Richtli-
nien verantwortlich. 

(2) Das Dezernat 1 richtet für jedes Drittmittelvorhaben in SAP 
ein Projekt unter Angabe der Projektleitung und des Dritt-
mittelgebers ein. Die der Projektleitung hierzu mitgeteilte 
SAP-Projektnummer (= Fonds) und die Projektbezeichnung 
sind im Schriftwechsel, bei Beschaffungs- und Einstellungs-
anträgen etc. anzugeben. 

(3) Ausgaben aus Drittmitteln sind von den Projektleitungen 
verursachungsgerecht den Projekten durch Kontierungsan-
gaben (SAP-Projektnummer/Fonds) zuzuordnen (Projekt-
buchführung). Umbuchungen sollten auf Ausnahmen be-
schränkt sein. 

(4) Der Stundennachweis ist, sofern erforderlich, für alle in den 
entsprechenden Projekten geleisteten Arbeitsstunden zu 
führen. Die Arbeitszeit ist dabei tageweise zu erfassen. Die 
Richtigkeit des Stundennachweises ist von der/dem jeweili-
gen Projektbeschäftigten und von der Projektleitung zu be-
stätigen. Die bestätigten Stundennachweise für öffentlich 
geförderte Projekte sind dem Dezernat 1 quartalsweise o-
der auf Anforderung zu übersenden.   

(5) Die Projektleitungen sind für die Einhaltung des Projektbud-
gets verantwortlich und haben regelmäßig - in dem Projekt 
angemessenen Zeiträumen - anhand von Projektübersich-
ten Budgetkontrollen (Mittelüberwachungen) durchzufüh-
ren. Die technischen Möglichkeiten aus SAP und/oder HIS 
RES sollten entsprechend genutzt werden. Mittelanforde-
rungen werden nach den Bestimmungen der Zuwendungs-
geber über das Dezernat 1 vorgenommen. 

(6) Weiterhin ist der Zuwendungsgeberin/dem Zuwendungsge-
ber unverzüglich anzuzeigen, wenn sich eine Änderung der 
Finanzierung ergibt, sich für die Bewilligung der Zuwen-
dung maßgebliche Umstände ändern bzw. wegfallen oder 
die abgerufenen bzw. ausgezahlten Beträge nicht innerhalb 
der vorgeschriebenen Frist nach Auszahlung verbraucht 
werden können. Die Bestimmungen aus Ziff. 4.1 Absatz 6 
sind zu beachten. 

4.3 Projektabrechnung: 

(1) Soweit von der Drittmittelgeberin/vom Drittmittelgeber ver-
langt, sind Verwendungsnachweise (Zwischen- und End-
verwendungsnachweise) im vorgegebenen Zeitraum zu er-
bringen und in der Projektakte zu dokumentieren. Der Ver-
wendungsnachweis besteht in der Regel aus einem Sach-
bericht und dem zahlenmäßigen Nachweis der Mittelver-
wendung. Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass 
die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und 
sparsam verfahren worden ist und dass die Angaben mit 
den Büchern und Belegen übereinstimmen. 

(2) Der Entwurf des zahlenmäßigen Nachweises wird anhand 
der Buchführung vom Dezernat 1 zusammengestellt und 
der Projektleitung zur Überprüfung der sachlichen Richtig-
keit zugesandt. Nach Kenntnisnahme und Einwilligung 
durch die Projektleitung wird der zahlenmäßige Nachweis 
vom Dezernat 1 abschließend geprüft, anschließend von 
der Hochschulleitung rechtverbindlich unterzeichnet und 
dem Zuwendungsgeber übermittelt. 

(3) Alle Projektunterlagen, die nicht zentral beim Finanzdezer-
nat aufbewahrt werden, sind in der Organisationseinheit 
(Fakultät, zentrale Einrichtungen etc.) in einer Projektakte 
für die Dauer der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen (i. d. 
R. 10 Jahre) vorzuhalten. Ggf. längere Aufbewahrungsfris-
ten (z. B. EFRE-Fördermaßnahmen) sind zu beachten. 
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5. Regelungen zur Bewirtschaftung gewerblicher Drittmit-
telprojekte/Auftragsforschung 

5.1 Projekteinwerbung/Vertragsabschluss: 

(1) Bei der Projekteinwerbung ist vor Abgabe eines Angebotes 
oder der Unterzeichnung eines Vertrages eine Drittmittelan-
zeige inkl. Projektskizze und Projektkalkulation sowie ggf. 
eines Vertragsentwurfs an das Dezernat 1 zu übermitteln. 
Dabei erfolgt u. a. eine steuerrechtliche Bewertung des 
Projekts. Bei signifikanten Abweichungen vom Musterver-
trag ist der Vertragsentwurf vom Justiziariat zu prüfen. 

(2) Bei der Kalkulation wirtschaftlicher Tätigkeit ist in dem An-
gebot ein prozentualer Gewinnzuschlag als Aufschlag auf 
die Gesamtkosten zu berücksichtigen. Mit der Auftraggebe-
rin/dem Auftraggeber ist auf dieser Basis ein Gesamtpreis 
und/oder ein Stundensatz jeweils zuzüglich gesetzlicher 
Umsatzsteuer zu vereinbaren. Einzelheiten der Kalkulation, 
insbesondere die Höhe des Gewinnzuschlages und des 
Gemeinkostenzuschlages, sollen Dritten gegenüber nicht 
offengelegt werden. 

(3) Diese Kalkulation muss bei Projekten mit einem finanziellen 
Volumen über 10.000 € netto vor Abgabe eines verbindli-
chen Angebots nach Außen dem Dezernat 1 vorgelegt und 
von der/dem Vizepräsident*in für Forschung, Entwicklung 
und Technologietransfer (VPF) und dem/der hauptberufli-
chen Vizepräsident*in für Personal und Finanzen (HVP) ge-
nehmigt werden. Mit der Genehmigung bevollmächtigt 
die/der HVP die Projektleitung zur Abgabe des Angebotes 
und ggf. zur Unterzeichnung des Vertrages. 

(4) Projektleitungen sind grundsätzlich pauschal vom Präsi-
dium bevollmächtigt, Angebote bis 10.000 € (netto), soge-
nannte Kleinaufträge, zu erstellen und anzubieten. Klein-
aufträge müssen mit Abschluss (Angebot/Annahme) form-
los im Dezernat 1 angezeigt werden. 

5.2 Projektstart/Projektdurchführung: 

(1) Die Projektleitungen sorgen für die termingerechte Aufga-
benerfüllung entsprechend der geschlossenen Vereinba-
rung mit der Auftraggeberin/dem Auftraggeber. Insbeson-
dere sind sie für einen wirtschaftlichen Ressourceneinsatz, 
die Einhaltung des kalkulierten Kostenrahmens sowie die 
Beachtung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften des 
Landes Niedersachsen und der hochschulinternen Richtli-
nien verantwortlich. 

(2) Das Dezernat 1 richtet grundsätzlich für jedes Drittmittelvor-
haben - außer bei Kleinaufträgen1 - in SAP ein Projekt unter 
Angabe der Projektleitung und des Drittmittelgebers ein. 
Die der Projektleitung hierzu mitgeteilte SAP-Projektnum-
mer (Fonds) und die Projektbezeichnung sind im Schrift-
wechsel, bei Beschaffungs- und Einstellungsanträgen etc. 
anzugeben. 

(3) Der Stundennachweis ist für alle in den entsprechenden 
Projekten geleisteten Arbeitsstunden zu führen. Die Arbeits-
zeit ist dabei tageweise zu erfassen. Die Richtigkeit des 
Stundennachweises ist von der/dem jeweiligen Projektbe-
schäftigten und von der Projektleitung zu bestätigen. Die 
Zeitaufschreibung für gewerbliche Drittmittelprojekte ist 

                                                           
1 Bei Kleinaufträgen ist beim erstmaligen Auftreten eine Drittmittelanzeige 
zu stellen. Die SAP-Projektnummer (Fonds) behält für alle folgenden Klein-
aufträge ihre Gültigkeit.  

quartalsweise als E-Mail-Anhang an das Dezernat 1 zu 
übersenden. 

(4) Die Bewirtschaftung von wirtschaftlichen Drittmittelprojek-
ten kann je nach Auftrag unterschiedlich ausfallen, weshalb 
eine enge Abstimmung mit Dezernat 1 erforderlich ist. Es 
dürfen nur solche Ausgaben im Projekt getätigt und ver-
bucht werden, die für die Erfüllung des Auftrages nötig sind.  

5.3 Verwertungsrechte bei Auftragsforschung: 

(1) Die Auftraggeber*innen legen das Forschungsziel und die 
Konditionen des Auftrags fest. Üblicherweise verbleiben die 
Arbeitsergebnisse bei ihnen; die Veröffentlichung der Er-
gebnisse bedarf in der Regel ihrer Genehmigung. Bei Über-
sendung der Kalkulation (siehe Nr. 5.1) soll die vorausge-
füllte „Einverständniserklärung zur Veröffentlichung“ der 
Auftraggeberin/des Auftraggebers bereits beigefügt werden 
(ohne Unterschrift). Nur wenn dies der Fall ist, erfolgt nach 
Kalkulationsprüfung die entsprechende Freigabe vom De-
zernat 1. Nach erfolgter Beauftragung muss die dann unter-
zeichnete Einverständniserklärung dem Dezernat 1 über-
sendet werden. 

(2) Anders als bei Arbeitsergebnissen verhält es sich bei Erfin-
dungen. Diese können nicht Gegenstand von Auftragsfor-
schung sein, weil man eine Erfindung nicht beauftragen 
kann. Daher gehören die Rechte nicht automatisch der Auf-
traggeberin/dem Auftraggeber. Die Nutzungsrechte an Er-
findungen müssen marktüblich vergütet werden. Eine Erfin-
dung ist der/dem Vizepräsident*in für Forschung, Entwick-
lung und Technologietransfer (VPF) zu melden, die/der sie 
auf Neuigkeitswert und wirtschaftliche Verwertungsoptionen 
prüft. In Fällen von potentiellen Erfindungen oder Patentan-
meldungen ist der WTT einzubeziehen. 

5.4 Projektabschluss: 

(1) Sofern eine Leistung vollständig erbracht wurde bzw. Teil-
zahlungen vereinbart wurden, ist dies mittels ausgefüllter 
Rechnungsvorlage dem Dezernat 1 mitzuteilen. Kleinauf-
träge gelten per Definition am Ende eines Haushaltsjahres 
als abgeschlossen.  

(2) Ausgehende Rechnungen werden ausschließlich vom De-
zernat 1 erstellt. Die Rechnungsvorlage muss von den Pro-
jektleitungen intern vorbereitet werden. 

(3) Im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten werden die ge-
werblichen Drittmittelprojekte vom Dezernat 1 gesondert 
geprüft. Ist das Projekt buchhalterisch abgeschlossen, wird 
ein positiver Saldo in die Sonderrücklage der Projektleitung 
eingestellt, ein negatives Ergebnis wird hieraus ausgegli-
chen.  

6. Regelungen beim Ausscheiden der Projektleitung aus 
der Ostfalia 

(1) Bei Weggang der Projektleitung richtet sich der Verbleib 
über die noch nicht verfügten Drittmittel nach den dem Pro-
jekt zu Grunde liegenden Bewilligungsbedingungen bzw. 
Verwendungsrichtlinien der Drittmittelgeber oder den beste-
henden vertraglichen Verpflichtungen. 
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(2) Finden sich in den Bewilligungsbedingungen bzw. Verwen-
dungsrichtlinien oder den vertraglichen Verpflichtungen 
keine anderweitigen Bestimmungen, verbleiben die Projekt-
mittel und etwaige Restmittel bei der Hochschule. 

(3) Auf Antrag der Projektleitung können nicht verbrauchte Pro-
jektmittel in Abstimmung mit den Drittmittelgebern transfe-
riert werden, wenn das Projekt an einem anderen Ort fortge-
führt wird und durch diese Fortführung weitere Kosten ent-
stehen. Dabei sind durch die Projektleitung die bisher er-
brachten Projektleistungen und die am anderen Ort noch zu 
erbringenden Leistungen anzugeben. 

7. Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Genehmigung und Be-
kanntmachung im Verkündungsblatt der Hochschule in Kraft. 

 


